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Überlegungen und Formulierungsvorschläge für das 1 

Kommunalwahlprogramm 2014 2 

 3 

Einleitung - Wähleransprache 4 
 5 
Dieser Teil soll erarbeitet werden, wenn die übrigen Teile des Programmes fertig gestellt sind, er 6 
soll enthalten: 7 
 8 

 Ansprache der Wählerinnen 9 

 Wichtigste Ziele der LINKEN kompakt 10 

 Wahlaufruf 11 

 Bezug zur Europawahl 12 
 13 
 14 
Halle – Stadt des sozialen Ausgleichs 15 
 16 
Der Bund und das Land wälzen systematisch finanzielle Lasten im Bereich der Sozialpolitik auf die 17 
Städte und Gemeinden ab. Auch Halle kann diese nicht vollständig ausgleichen. Durch Engagement 18 
vor Ort werden wir dafür sorgen, dass soziale Härten durch geeignete Initiativen gemildert werden 19 
können. 20 
Mit großer Sorge sehen wir, dass viele Kinder in Verhältnissen aufwachsen müssen, die von Prob-21 

lemen, von Entbehrungen und Belastungen ihrer Eltern deutlich geprägt werden. Jedes dritte Kind in 22 
Halle lebt in einer Bedarfsgemeinschaft und damit in Armut oder ist von Armut bedroht. Wir wissen, 23 
viele Menschen wurden seit Jahren aufgrund ihrer sozialen Situation und fortdauernder Arbeitslo-24 
sigkeit an den Rand der Gesellschaft gedrängt. Andere kämpfen in prekären Beschäftigungen zu 25 
Niedriglöhnen mit den Folgen der neoliberalen Politik. Armut im Alter aufgrund dauerhaft niedriger 26 
Einkommen oder unterbrochenen Erwerbsbiografien und dadurch geringer Rentenansprüche ist 27 
schon heute vorprogrammiert. Potentiale liegen brach, weil Barrieren beim Zugang zu Arbeit, Bil-28 
dung, Wissenschaft und Kultur vor allem junge Menschen davon abhalten, ein selbstbestimmtes 29 
Leben aufzubauen und ihre Fähigkeiten und ihre Kreativität zu entfalten – für ihre persönliche Zu-30 
kunft und damit auch für unsere Stadt. 31 
Dieser Teufelskreis muss durchbrochen werden, hierfür kämpft DIE LINKE auf allen politischen 32 
Ebenen. DIE LINKE will eine Stadt für alle Menschen. Keiner darf zurückgelassen werden, kein 33 
Stadtteil darf abgehängt werden. Wir knüpfen dabei an den realen Lebensbedingungen der Men-34 
schen an, ohne auf haltlose Versprechungen zu setzen. 35 

Das heißt für DIE LINKE 36 

 Weitere Arbeit an den Handlungsstrategien gegen Kinder- und Altersarmut sowie deren Un-37 
tersetzung mit Handlungsstrategien in geeigneten Konzepten 38 

 Erhalt der Leistungen des Halle-Passes und seine Weiterentwicklung als diskriminierungs-39 
freien Zugang zu sozialen und kulturellen Leistungen in unserer Stadt sowie die Einführung 40 
eines Sozialtickets für den öffentlichen Nahverkehr in Halle (Saale)  41 

 Einsatz für ausreichende Beratungs-Hilfs-und Präventionsangebote für Familien, Senioren, 42 

Kindern und Jugendlichen in allen Sozialräumen (*) 43 

 Eine niedrigschwellige Beratung mit barrierefreiem  Zugang ist dafür eine unerlässliche Be-44 

dingung. 45 

 Einsatz dafür, dass auch für einkommensschwache Haushalte Strom, Wasser, Gas und Hei-46 
zung bezahlbar bleiben. Eine Abschaltung der Stromversorgung lehnen wir ab; die Einfüh-47 
rung von „Sozialbudgets“  wollen wir prüfen 48 

 Die Unterstützung der Kampagne kostenloser Energiescheck s für Betroffene von Transfer-49 

leistungen als Präventionsangebote 50 
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 sich für eine strategische Sozialplanung einzusetzen, auf deren Grundlage eine verlässliche 51 
und kontinuierliche Finanzierung der Angebote der Freien Träger möglich ist. Das beinhaltet 52 
auch, Wohngebiete, in denen ein besonders hoher Anteil von Familien wohnt, die von Trans-53 
ferleistungen leben, besonders zu fördern.  54 

 sich für die Umsetzung der europäischen Charta für die Gleichstellung von Frauen und Män-55 
nern auf lokaler Ebene , einschl. des Aktionsplanes, einzusetzen .Das beinhaltet die gleich-56 
berechtigte Vergabe von Fördermitteln für Gleichstellungsprojekte ebenso  wie die  Erhal-57 
tung der Beratungsstellen der AIDS-Hilfe, der schwul-lesbischen Begegnungs-und Bera-58 
tungsstellen 59 

 der Erhalt des Frauenschutzhauses  60 

 die bevorzugte Förderung von Existenzgründerinitiativen von Frauen  61 

 sich für die Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte behinderter Menschen einzuset-62 
zen. Teilhabe darf nicht an finanziellen Erwägungen scheitern. 63 

 Unterstützung und Förderung von Betreuungsformen und Projekten , die hilfebedürftigen 64 
Menschen ein selbstbestimmtes und würdevolles Leben ermöglicht 65 

 Fortschreibung von abrechenbaren Konzepten zur Integration und Gleichstellung behinder-66 
ter Menschen in der Kommune 67 

 Sich für die Stärkung der Kompetenzen der  hauptamtlichen Gleichstellungs-Behinderten, 68 

Integrations- und Kinder-und Jugendlichen beauftragten einzusetzen  69 

 70 

Halle – eine Stadt der Wissenschaft und Studierenden 71 

 72 

Die Martin-Luther-Universität, die Kunsthochschule Burg Giebichenstein und die Hochschule für 73 
evangelische Kirchenmusik machen Halle zum größten Hochschulstandort unseres Bundeslandes. 74 
Die deutschlandweite und internationale Ausstrahlung der Hochschulen, aber auch der außeruni-75 
versitären Forschungseinrichtungen, sind für die Stadt und die Region ebenso von unschätzbarem 76 
Wert, wie Ihre Attraktivität für junge Menschen und ihr Innovationspotential. Umso wichtiger ist es, 77 

dass die Fächervielfalt erhalten bleibt. DIE LINKE wird deswegen auf allen politischen Ebenen den 78 
Kürzungsabsichten bei den Hochschulen entgegentreten. 79 

Wir setzen uns für eine aktive Werbung der Stadt Halle – gemeinsam mit den Wissenschaftseinrich-80 
tungen – um Studierende ein. Zudem soll die Stadt die Hochschulen und Forschungseinrichtungen 81 
bei der Gewinnung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern unterstützen.  82 

Das heißt für DIE LINKE 83 

 Unterstützung bei Arbeitsplatzsuche für PartnerIn von WissenschaftlerInnen (Dual Career);  84 

 Unterstützung beim organisieren der Kinderbetreuung und beim Finden der geeigneten 85 
Schule sowie der Wohnraumsuche  86 

 intensive Zusammenarbeit mit den Careercentern der Hochschulen und Wissenschaftsein-87 
richtungen 88 

 In Abstimmung mit dem Studentenwerk sorgt die Stadt weiterhin über ihre Wohnungsge-89 
sellschaften für bezahlbaren Wohnraum für Studierende 90 

 Einsatz für ein attraktives Semesterticket, das die Region Halle-Leipzig mit einbezieht 91 

 Günstige Eintrittspreise zu den Kultureinrichtungen sowie kostenlose Nutzung der Stadtbib-92 

liothek 93 

 Anpassung der Kinderbetreuung an den Alltag junger AkademikerInnen  94 

 Unterstützung studentischer Initiativen in der Kultur, im Sozialen Bereich und im Sport 95 

 Stadtverwaltung und Tochterunternehmen bieten verstärkt Praktikumsplätze an und Koope-96 
rieren mit den Hochschulen bei der Erstellung von Abschlussarbeiten bis hin zur Kooperati-97 
on bei Promotionen  98 

 Gemeinsame Stadtentwicklung und Hochschulplanung besonders mit Blick auf die Immobi-99 
liensituation der Hochschulen  100 
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 Enge Abstimmung in Bauangelegenheiten mit den Hochschulen, dem Land, der Uniklinik 101 
und den Außeruniversitären Forschungseinrichtungen  102 

 Technologie- und Gründerzentrum und Multimediazentrum stärken und weiterentwickeln 103 

 Stärkere Unterstützung von Existenzgründungen und Unternehmensansiedlungen im wis-104 
senschaftsnahen Bereich 105 

 Besonderes Augenmerk auf die Kreativwirtschaft und die Entwicklung des Technologieparks 106 
am Weinbergweg richten 107 

 Entwicklung und Ansiedlung außeruniversitärer Wissenschaftseinrichtungen und die Vernet-108 
zung von Wissenschaftseinrichtungen mit der regionalen Wirtschaft stärker unterstützen 109 

 110 

Halle – eine Stadt mit bester Bildung 111 

 112 

Bildung ist ein Schlüssel zur freien Entfaltung der Persönlichkeit von Kindern und Jugendlichen, aber 113 
auch für ihre Chancen und ihr Engagement im Leben und im Beruf. Gebildete junge Menschen sind 114 
die beste Voraussetzung für die Entwicklung und Innovation, sie  gestalten die Entwicklung in unse-115 
rem Land und in der Region in den nächsten Jahrzehnten maßgeblich mit. Dazu müssen sie die 116 

Chance erhalten, selbstbestimmt, entsprechend ihren Fähigkeiten, Fertigkeiten und Möglichkeiten 117 
aufzuwachsen und ihren Platz in der Gesellschaft zu finden. Lebenslanges Lernen, Bildung und Wei-118 
terbildung sind unerlässlich.  119 

DIE LINKE tritt dafür ein, dass alle Kinder und Jugendlichen optimale Bedingungen für erfolgreiches 120 
Lernen in gut ausgestatteten Schulen erhalten und jeder angestrebte Abschluss an allgemeinbil-121 
denden und berufsbildenden Schulen erlangt werden kann. Dabei ist die Entwicklung eines Konzep-122 
tes und die Schaffung der Voraussetzungen zur Integration von Kindern und Jugendlichen mit be-123 
sonderem Lernbedarf, vom gemeinsamen Unterricht hin zu einer inklusiven Schule, notwendig. 124 

Das heißt für DIE LINKE: 125 

 Kindertagesstätten sind Orte der Bildung und Erziehung - wir treten für gleiche Betreuungs-126 
bedingungen aller Kinder – egal, ob sie bei freien Trägern oder dem Eigenbetrieb Kinderta-127 
gesstätten betreut werden ein; die finanzielle Mindestausstattung (Betriebskostendeckung), 128 
Möglichkeiten der Abschreibung und die Bereitstellung von Investitionsmitteln muss bei öf-129 
fentlichen und freien Trägern auf das gleiche Niveau geführt werden 130 

 Frühkindliche Bildung erfordert Kostenfreiheit, wenn sie als Bildungseinrichtungen verstan-131 
den werden. DIE LINKE tritt für einen kostenfreien Kinderbetreuungsplatz für jedes Kind ein, 132 
bis diese Aufgabe in Übereinstimmung mit dem Land erreicht wird, fordern wir Mittelfristig 133 
als ersten Schritt ein kostenfreies KITA-Jahr vor der Einschulung. 134 

 Entwicklung eines integrierten Bildungskonzeptes für die Stadt Halle, welches alle Bil-135 
dungsmöglichkeiten von der frühkindlichen Bildung bis zur Erwachsenenbildung einschließt  136 

 Ausgewogene Schulentwicklungsplanung auf Grundlage der Bevölkerungsentwicklung in 137 

Halle mit wohnortnahen Grundschulen; Verhinderung einer weiteren „Entschulung“ der Au-138 
ßenbezirke; frühzeitiger Beteiligung der Schuler- und Elternschaft bei deren Entwicklung, un-139 
ter Einbeziehung der Akteure aus dem Schulumfeld, wie Wohnungsgesellschaften, Vereine 140 
und Initiativen 141 

 Abschluss von Kooperationsvereinbarungen zwischen der Stadt Halle (Saale) und den Um-142 

landgemeinden zur Sicherung von Grundschulstandorten und familienfreundlichen Schulwe-143 
gen   144 

 Unterstützung und Förderung aller Aktivitäten, das längere gemeinsame Lernen zu ermögli-145 
chen; auf dem Weg zur Gemeinschaftsschule unterstützen wir alle Bemühungen von Leh-146 
renden, Lernenden und Eltern bestehende Kooperationen zwischen Grund- und Sekundar-147 
schulen und Gymnasien weiter zu entwickeln und pädagogischer Konzept für  Gemein-148 
schaftsschule zu erarbeiten und eine weitere Gemeinschaftsschule in Halle , bevorzugt im 149 
Süden der Stadt, zu entwickeln 150 
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 Bessere Sachausstattung der Schulen, im Besonderen im Bereich neuer Medien und zur 151 
Wahrnehmung besonderer Aufgaben (z.B. Gemeinsamer Unterricht, Integrationsklassen für 152 
Migranten)  153 

 Weitere Nutzung aller Mittel aus Bundes- und Europaprogrammen, um so viele Schulen wie 154 
möglich mit öffentlichen Mitteln zu sanieren und zu modernisieren 155 

 Für die Zeit der Sanierung bzw. Modernisierung einzelner Schulen muss es ein angemesse-156 

nes Ausweichquartier geben, das den Schülerinnen und Schüler ein vernünftiges Lernen er-157 

möglicht. 158 

 Wir fordern die Erstellung eines kommunalen Investitionsprogrammes für Bildungseinrich-159 

tungen in der Stadt Halle unter Berücksichtigung der Barrierefreiheit und zur Schaffung der 160 
räumlichen und sächlichen Voraussetzungen für eine Inklusion 161 

 Schule als Lern- und Lebensort weiter entwickeln – Ausbau der Ganztagsangebote an allen 162 
Schulen, gleichberechtigte Zusammenarbeit zwischen Grundschulen und Horten befördern; 163 
Schulsozialarbeit als wirksames Instrument auch als kommunale Aufgabe begreifen; Unter-164 
stützung von Aktivitäten zur Entwicklung von Konzepten zur Öffnung von Schulhöfen 165 

 Die Umsetzung von Bundes- und Landesprogrammen zur Chancengleichheit von Kindern 166 

und Jugendlichen und im Bildungsbereich, wie zum Beispiel das Bildungs- und Teilhabepake-167 
te,  muss unbürokratisch und kurzfristig erfolgen 168 

 Veränderte und vergrößerte Schuleinzugsbereiche, vor allem bei den Sekundarschulen, er-169 
fordern auch ein Umdenken bei der Schülerbeförderung. Wir wollen sichere Schulwege für 170 
alle Lernenden, dazu gehört auch die Entfernung zwischen Schule und Wohnung nicht nur 171 
über Entfernungskilometer zu definieren, sondern auch über die Schulwegsicherheit. Die 172 
LINKE tritt für einen fahrscheinlosen ÖPNV ein, bis wir dieses Ziel erreicht haben, fordern 173 
wir  kostenfreies  Schülerticket unabhängig von Entfernungskilometern 174 

 Wir setzten uns für Schulbudgets ein, über deren Verwendung Schulen frei entscheiden 175 
können 176 

 für die Berufsbildende Schulen ist ein Entwicklungskonzept in enger Abstimmung mit den 177 

Nachbarkreisen zu erarbeiten, sie sind bedarfsgerechte mit Lehr und Lernmaterialien auszu-178 
statten 179 

 Vorhalten von ausreichend Wohnraum für GastschülerInnen der Berufsschulen 180 

 DIE LINKE setzt sich dafür ein, dass der Bundeswehr keine Möglichkeiten eingeräumt wer-181 
den, in den Schulen für sich zu werben. Wir Unterstützen und Fördern alle Aktivitäten, auf 182 

die Gesamtkonferenzen entsprechend einzuwirken. 183 

 184 

Halle – Volkshochschule, Bildung mit Tradition 185 

 186 

Die Volkshochschule als Ort lebensbegleitenden Lernens soll weiterentwickelt werden und auch 187 
zukünftig ein attraktives Bildungsprogramm ermöglichen. 188 

Das heißt für DIE LINKE: 189 

 Kooperationsvereinbarung mit dem Saalekreis weiterentwickeln hin zu einer echten Koope-190 

ration auf Augenhöhe; Konkurrenzverhältnis zwischen VHS Halle und Saalekreis beenden; 191 

 personelle, räumliche und sächliche Ausstattung sicherstellen; 192 

 Kooperation mit anderen Bildungseinrichtungen und städtischen Einrichtungen intensivie-193 
ren, z.B. Sprachkurse für Studierende; Fort- und Weiterbildungsangebote für Mitarbeiterin-194 
nen und Mitarbeiter der Stadt und der Tochterunternehmen entwickeln und anbieten,  195 

 den gemeinsamen Standort mit der Bibliothek durch intensivierte Kooperation zu einem tat-196 
sächlichen kommunalen Bildungszentrum auszubauen. 197 

 198 

  199 
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Halle – Chancengleichheit für Kinder und Jugendliche 200 

 201 

Wir wollen dass Halle eine kinder- und familienfreundliche Stadt ist. Für uns hat dabei die Schaffung 202 
von Bedingungen der Chancengleichheit für alle Kinder oberste Priorität. Dazu gehören Fragen ei-203 
nes qualitätsvollen Bildungsangebotes von den Kindertagesstätten über Grund- und weiterführende 204 

Schulen bis zu Angeboten der Berufsausbildung und der Hochschulentwicklung ebenso wie die Si-205 
cherung von Jugendfreizeitangeboten und, wo nötig, einer qualifizierten sozialen Betreuung und 206 
Beratung. 207 

Das heißt für DIE LINKE: 208 

 Sicherung einer auskömmlichen finanziellen Ausstattung der Jugend- und Jugendsozialarbeit 209 
der Träger, im Besonderen der Präventiven Angebote 210 

 Fortschreibung der Jugendhilfeplanung im Kontext des demografischen Wandels 211 

 Die Teilnahme am Projekt „Kinderfreundliche Kommune“ wurde auf Grund der fehlenden Fi-212 
nanzen durch den Stadtrat abgelehnt. Wir wollen, dass sich die Stadt Halle als „Kinder-213 
freundliche Kommune“ weiterentwickelt und dies als gesamtstädtische Aufgabe versteht. 214 
Für Teilprojekte sollten finanzielle Mittel im Haushalt der Stadt Halle eingestellt werden. ( 215 

Deckung aus dem Gesamthaushalt) 216 

 Ausbau der Jugendsozialarbeit an allen Schulen und Beibehaltung der bestehenden Angebo-217 
te über das Bundesprogramm „Bildung und Teilhabe“ hinaus 218 

 Strikte Berücksichtigung der Familienfreundlichkeit bei allen kommunalen Projekten und 219 
Planungsvorhaben 220 

 Beibehaltung von mindestens einem Beratungs- und Begegnungszentrum für Kinder und Ju-221 
gendliche pro Sozialraum und deren finanzielle Absicherung über langfristige Leistungsver-222 
einbarungen 223 

 Aktive Einbeziehung des Kinder- und Jugendrates der Stadt in die Entscheidungen zur Ju-224 

gendarbeit und Würdigung der Aktiven 225 

 Unterstützung von Initiativen zu eigenverantwortlichen, mobilen und interkulturellen Ju-226 

gendarbeit 227 

 Förderung von ehrenamtlichen Engagement in der Jugendarbeit durch Bereitstellung einer 228 

angemessen finanziellen Ausstattung und der Pflege einer Anerkennungskultur für Aktive 229 

 Fortführung von Projekten im Rahmen des Lokalen Aktionsplanes und Unterstützung von 230 

Aktivitäten zur Ausgestaltung des HALLIANZ Jugendfonds 231 

 Unterstützung von Initiativen und Aktionen gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und An-232 
tisemitismus (z.B. Demokratie macht Schule; Schule ohne Rassismus - Schule mit Courage; 233 
u.a.) 234 

 235 

Halle- Potentiale von Seniorinnen und Senioren nutzen 236 
 237 
Die Potentiale älterer Menschen werden immer noch unterschätzt. DIE LINKE unterstützt einen ge-238 
wandelten Blick auf das Alter und die Wünsche älterer Menschen, sich in die Gesellschaft einzu-239 
bringen und ihre Erfahrungen weiterzugeben. Alter ist ein Lebensabschnitt, mit eigenen Ansprüchen 240 
und Bedürfnissen, der nicht auf Rente, Pflege oder Kosten reduziert werden darf. Altersdiskriminie-241 
rung lehnen wir mit aller Entschiedenheit  ab. Wir wollen, dass die Lebensleistungen der älteren 242 

Generation geachtet, und die Fähigkeiten , Kompetenzen und Gestaltungspotentiale von Mitbürge-243 
rinnen und Mitbürgern genutzt werden. 244 
Eine besondere Herausforderung ergibt sich aus dem Bedarf an gesundheitlicher Betreuung und 245 
Alterspflege. Mehr als bisher müssen alle Partner, die Kommune und die freien Träger – zusam-246 
menarbeiten, um diese Herausforderungen anzunehmen und einen solidarischen Ausgleich zwi-247 
schen allen Bevölkerungsschichten und den Generationen zu erreichen. 248 
  249 
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Das heißt für DIE LINKE 250 

 die weitere Unterstützung und Stärkung des Seniorenrates der Stadt Halle (Saale) , seine 251 
verbesserte Einbindung in Planungs-und Entscheidungsprozesse des Stadtrates und der 252 
Stadtverwaltung  253 

 Das Konzept „Älter werden in Halle(Saale) – Schwerpunkte und Maßnahmen der Stadt Halle 254 
zur Seniorenpolitik“  muss fortgeschrieben werden und neue Problemlagen aufgreifen und 255 
das Netz von Beratungs-und Unterstützungsnetzwerken aufgreifen 256 

 gegen die zunehmende Vereinsamung im Alter sollen Begegnungsstätten für Senorinnen 257 

und Senioren – in jedem Sozialraum - erhalten bleiben und  von der Stadt Halle (Saale) un-258 
terstützt werden 259 

 Erarbeitung von abrechenbaren Handlungsempfehlungen zur Hilfe von Menschen, die von 260 
Altersarmut betroffen sind  261 

 Wir unterstützen und fördern Initiativen, die älteren hilfebedürftigen Menschen ein Wohnen 262 
in ihrer vertrauten Umgebung unterstützen    263 

 264 
Halle – Für eine Kultur der Integration 265 

 266 
In unserer Stadt leben Menschen unterschiedlichster Herkunft: ausländische Studierende, Einwan-267 
derer oder Flüchtlinge. In der kulturellen Vielfalt liegt ein großes Potential für Halle. DIE LINKE setzt 268 
sich für ein respektvolles gesellschaftliches Miteinander in Anerkennung der Verschiedenheit aller 269 
Menschen unterschiedlicher ethnischer Herkunft ein. Wir wollen einen humanen Umgang mit Asyl-270 
bewerberinnen und Asylbewerbern ein und setzen uns für eine Willkommensstruktur für alle aus-271 
ländischen Mitbürgerinnen und Mitbürger ein.  272 

Das heißt für DIE LINKE 273 

 die positiven Erfahrungen der Arbeit von Bündnis Migrantenorganisationen  und des Auslän-274 

derbeirates in der Stadt Halle (Saale) als Instrument aktiver Integrationspolitik nutzen und 275 
zu unterstützen 276 

 Ausländerbeirat in seinen Kompetenzen stärken, beratende Stimme in Ausschüssen 277 

 die Netzwerke in Halle (Saale), die der Selbstorganisation und Interessenvertretung von 278 

Flüchtlingen sowie Migrantinnen und Migranten dienen, zu unterstützen  279 

 -kontinuierliche Förderung von Projekten , die der Integrationspolitik von Menschen mit 280 

Migrationshintergrund dienen 281 

 -dafür zu sorgen, dass Asylbewerberinnen und -Asylbewerber vorrangig in dezentralen Un-282 
terkünften wohnen können,  283 

 Unterstützung von Netzwerkstrukturen für die Teilhabe von Flüchtlingen in die Gesellschaft.  284 

 Nutzung der kulturellen Vielfalt - Bereicherung für Halle.... 285 

 Fördermittel verstärkt für Deutschunterricht einsetzen  286 

 Förderung von Beratungsstellen für Opfer von Diskriminierung und Gewalt 287 

 Willkommenskultur in Halle, insbesondere der Stadtverwaltung und der Ausländerbehörde 288 
zu unterstützen 289 

 Berufsorientierung als Beratungsangebot für Migranten 290 

 sich für die Anerkennung der Berufsabschlüsse einzusetzen 291 

 besondere Beratung und Hilfen für Existenzgründer und Kleingewerbetreibende mit Migrati-292 
onshintergrund zu unterstützen 293 

 294 

  295 
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Halle – mit guter Gesundheitsversorgung 296 

 297 

*Einleitung muss noch erarbeitet werden 298 

Das heißt für DIE LINKE 299 

 in allen Sozialräumen der Stadt Halle (Saale) muss es Möglichkeiten der medizinischen 300 
Grundsicherung geben 301 

 dem Erhalt bzw. der Schaffung von Beratungsstellen, insbesondere  für psychosoziale Er-302 

krankungen mehr Aufmerksamkeit zu schenken  303 

 die Arbeit der Selbsthilfegruppender Stadt Halle (Saale) sowie der Beratungs-und Hilfsange-304 

bote für Suchtkranke zu unterstützen  305 

 kein Abbau am öffentlichen Gesundheitsdiensten , insbesondere  bei der präventiven ge-306 
sundheitlichen Vorsorge bei Kindern-und Jugendlichen zuzulassen  307 

 308 

Halle – Zentrum der Kultur in Sachsen-Anhalt 309 

 310 

Die Ausstrahlung der Stadt Halle beruht im besonderen Maße auf ihrem Reichtum  und ihrer Vielfalt 311 
an Kultur und Kunst. Kultur vertieft die Verbundenheit der Einwohner zu ihrer Stadt und ist Aus-312 
strahlungskraft über die Grenzen der Kommune hinaus. Teilhabe und Mitwirken an der Gestaltung 313 

von Kultur und Kunst sind Grundbedingungen für eine zukunftsorientierte Kommune. 314 

Die freie Kulturszene, Radio Corax als regionaler Vermittler von Initiativen, Kunst und Kultur, auch 315 
privatwirtschaftlich geführte Kulturträger bereichern die Stadt auf vielfältigste Weise und bedürfen 316 
der Anerkennung und Förderung. 317 

Grundlage für eine lebendige Kultur ist eine übergreifende kulturelle Infrastruktur. Kommunale Kul-318 
turpolitik muss die kulturelle Infrastruktur besonders fördern, mit dem Ziel, allen Menschen den 319 
Zugang zur Kultur und Kunst zu eröffnen und diesen Zugang zu einem Bedürfnis zu machen. 320 

Das heißt für DIE LINKE: 321 

 Erhalt und stetige Weiterentwicklung des vielfältigen Angebotes an kulturellen Einrichtungen 322 

und Initiativen, wie soziokulturelle Angebote in den Stadtteilen und den Angeboten in den 323 
Theatern, Bibliotheken und Museen, 324 

 Erhalt bestehender Einrichtungen und vor allem Weiterentwicklung einer ausgewogenen 325 
Theaterlandschaft - ,Kunst und Kultur leben nicht davon, dass sie als Anspruch konserviert 326 
werden’ 327 

 Kommunale Kulturpolitik ist besonders auf Kultur für Kinder und Jugendliche auszurichten. 328 
In den Stadtteilen sind Kommunikationsstätten und Begegnungsorte für Kinder und Jugend-329 
liche zu erhalten oder bei Bedarf neu einzurichten. Kulturelle Kinder- und Jugendarbeit soll 330 
als wesentlicher Bestandteil von Angeboten der Theater und Kultureinrichtungen weiter 331 
ausgebaut werden 332 

 Auch zukünftig die Händelfestspiele jährlich als einen Höhepunkt der Pflege des musikali-333 
schen Erbes unserer Stadt bei zu behalten. 334 

 Prägende Bestandteile städtischer Kultur sind Theater, Musik und bildende Kunst, die in Ak-335 

tivitäten und Ausstrahlung besonders zu fördern sind. 336 

 Theater, Opern und Orchester GmbH* 337 

 Die Stadtbibliothek mit ihrem Zweigstellen, der Fahrbibliothek und der Musikbibliothek ist 338 

als wesentlicher Vermittler von Literatur und als kultureller Bildungsträger zu erhalten und 339 
entsprechend den aktuellen Anforderungen hinsichtlich  neuer Medienformen zu entwickeln. 340 

 Die Museen unserer Stadt, als Stätten stadtgeschichtlicher Ortung sind in materieller und 341 
finanzieller Ausstattung abzusichern. Dabei ist zu berücksichtigen, dass auch eine Erweite-342 
rung der Sammlungen möglich sein muss. Sie sollen unabhängig von ihrer Trägerschaft in 343 
ein städtisches Gesamtkonzept eingebunden werden 344 
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 Das Konservatorium „ Georg Friedrich Händel „  ist eine bedeutende Einrichtung  der kultu-345 
rellen Bildung. Es muss dauerhaft erhalten  und für alle sozialen Schichten bezahlbar blei-346 
ben. Ergänzend zum Konservatorium sollen die privatwirtschaftlichen Musikschulen im 347 
Blickfeld der Stadträte bleiben, Kooperationen sind zu prüfen, Fördermöglichkeiten auszu-348 
schöpfen 349 

 Kommunale Kultur bedarf auch einer aktiven Soziokultur, vor allem in den Stadtteilen. Hier 350 
wirken wir darauf hin, dass von der Kommune die erforderlichen materiellen und finanziellen 351 
Bedingungen geschaffen werden um für jeden offene barrierefreie soziokulturelle Zentren zu 352 
erhalten und zu schaffen 353 

 Die Vielzahl an Galerien und Ausstellungen  der bildenden Kunst bereichern das kulturelle 354 
Leben in der Stadt  und prägen entscheidend die Kunstszene vor Ort. Diese Aktivitäten sol-355 
len ständig unterstützt und gefördert werden.  356 

 Der freien Kunstszene (freie Theater, Kunstvereine und Verbände) sind Entwicklungsmög-357 
lichkeiten zu gewährleisten und größtmögliche Unterstützung zu geben. 358 

 Kunst im öffentlichen Raum soll frühzeitig bei der Stadtplanung stärkere Beachtung finden. 359 

 Die Medienkultur gewinnt zunehmend an Bedeutung. Kommunale Kultur muss verstärkt die-360 
ser Entwicklung Aufmerksamkeit zollen und erforderliche Maßnahmen ergreifen. 361 

 362 
* In der Klausurberatung wurde sich verständigt, unsere Forderungen zur Theater, Opern und Orchester GmbH vor dem 363 
Hintergrund der Kürzungsdebatte darzulegen und sowohl unsere Vorstellungen, als auch die Forderungen an das Land 364 
zu benennen. Hierzu erging ein Arbeitsauftrag an die Kulturpolitiker, dessen Ergebnis zum Stadtparteitag vorgelegt 365 
wird. 366 
 367 
 368 

Halle – Wohnen in unserer Stadt 369 
 370 
Das Vorhalten von bedarfsgerechtem Wohnraum ist einer der wichtigsten Bestandteile der Da-371 
seinsvorsorge. Deswegen darf dieser Bereich nicht allein dem Markt überlassen werden, sondern 372 
verlangt einen starken  kommunalen und genossenschaftlichen Sektor. DIE LINKE setzt sich dafür 373 
ein, dass HWG und GWG nicht privatisiert oder Teile des Wohnungsbestandes zur Haushaltskonso-374 
lidierung verkauft werden. Wir wollen dass ausreichender und bezahlbarer Wohnraum in allen 375 
Stadtteilen für alle Bevölkerungsgruppen zur Verfügung steht. Attraktive Stadtentwicklung heißt für 376 
uns, dass Gentrifizierung überwunden wird: Dazu gehören für uns beispielsweise soziale Wohn-377 
raumbindung sowie Konzepte für integrative Stadtentwicklung. 378 

Das heißt für DIE LINKE 379 

 Qualifizierte Mietspiegel und ergänzende Betriebskostenspiegel müssen flächendeckend auf 380 

Grundlage aller Bestandsmieten erstellt werden. 381 

 auf der Grundlage von qualifizierten Mietspiegeln Mietobergrenzen für die Mieten in Halle 382 
festzulegen 383 

 Einflussnahme auf kommunale Unternehmen mit dem Ziel, Mieterhöhungen auf Grund von 384 
Neuvermietungen zu stoppen 385 

 dem wachsenden Bedarf an barrierefreien Wohnraum ist Rechnung zu tragen (altengerech-386 
ter Wohnraum) 387 

 durchgängige Beachtung der Erfordernisse von Barrierefreiheit , Kinder-, Familien- und Seni-388 

orenfreundlichkeit im Wohnumfeld 389 

 390 

Halle – Stadt des Sports 391 

 392 

Der Sport muss Bestandteil des halleschen Leitbildes sein, er gehört für uns zur Daseinsvorsorge. 393 
Für DIE LINKE ist der Sport und Sporttreiben ein soziales Recht der Menschen, dessen Wahrneh-394 
mung der sinnvollen Freizeitgestaltung und dem persönlichen Wohlbefinden dient. Die Erarbeitung 395 
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eines kommunalen Sportentwicklungskonzeptes  ist das geeignete Mittel, den Breiten-, Leistungs-, 396 
Nachwuchs- sowie Gesundheits-und Rehabilitationssport in der Stadt Halle fest zu verankern. 397 
Sportliche Erfolge sind ein positives Image für die Stadt Halle (Saale) Dazu gehören auch die erfolg-398 
reichen Leistungssportler unserer Stadt. Neben den sozialen und Image prägenden Funktionen, 399 
tragen viele Vereine in ihrer Arbeit auch einer weiteren Funktion des Sports zunehmend Rechnung- 400 

Sport als präventive Gesundheitsvorsorge für alle Altersgruppen.  In den letzten Jahren entstanden 401 
in Halle (Saale) Sportstätten, die sowohl für den Leistungs- und Breitensport sowie für die Bevölke-402 
rung genutzt werden können. Trotzdem ist der Sanierungsbedarf an den Sportstätten der Stadt 403 
weiterhin hoch. 404 

Das heißt für DIE LINKE 405 

 eine bedarfsgerechte und verlässliche Förderung der Sportvereine  auf der Grundlage eines 406 
kommunalen Sportförderprogramms 407 

 der Eissport hat in Halle (Saale) eine Zukunft 408 

 Bolzplätze und ähnliche Sportplätze in den Wohngebieten für den Freizeitsport zu erhalten ; 409 
ggf. neu zu errichten  410 

 Initiativen von Sportvereinen, ihre Sportstätten qualitativ zu verbessern zu unterstützen 411 

 die Sportschule auch zukünftig als wichtigen Sportbestandteil  in Halle zu sehen  412 

 Weitere Entwicklung von sportlichen Integrationsprojekten  413 

 in den Vereinen und Organisationen des Sports sehen wir wichtige Partner, um insbesonde-414 
re Werte wie Toleranz, Respekt, und Fairness in die Gesellschaft hinein zu tragen und zu 415 
vermitteln 416 

 417 

Halle – Stadt engagierter Menschen 418 

 419 

Zahlreiche Menschen in unserer Stadt engagieren sich ehrenamtlich in Vereinen und Initiativen, 420 

leisten sozial und kulturell wichtige Arbeit, bringen sich ein in Aktionen zur Stärkung von Demokra-421 
tie und Toleranz. Diese Bereitschaft mit zu gestalten, stellt einen großen Reichtum und ein wichti-422 
ges Potential unserer Stadt dar. 423 

Wir setzen uns für die Stärkung der direkten Bürgerbeteiligung in Halle ein. Mitbestimmung und 424 
Bürgerbeteiligung beginnt für uns nicht erst mit der Vorstellung von Verwaltungsplänen, von der 425 
frühesten Planungsphase an. Hierzu wollen wir auch die sich mit dem Internet bietenden Formen 426 
der Mitsprache nutzen. 427 

Das heißt für DIE LINKE: 428 

 Nicht Auswahl aus verschiedenen Plänen der Verwaltung, sondern Miterarbeitung an Plä-429 
nen. 430 

 Die Stadtverwaltung muss die Chancen des Internets nutzen, um Bürgerinnen und Bürger 431 
einzubeziehen. Alle Stadtratsanträge werden deshalb sofort online eingestellt und so darge-432 
stellt, dass ersichtlich ist, welche Stadtteile sie betreffen (insbesondere Flächennutzungs-433 
pläne und Bebauungspläne). Das Ratsinformationssystem muss nutzerfreundlich und über-434 

sichtlich überarbeitet werden. 435 

 Daraus ergibt sich die Notwendigkeit einer gesamtheitlichen E-Gouvernement-Strategie, mit 436 

Prüfung von Kostenersparnissen durch Open-Source-Programme. 437 

 Teilhabe bedeutet für uns auch die Möglichkeit für alle, an kommunalen Entscheidungspro-438 
zessen mitzuwirken. Arbeitsmöglichkeiten der ehrenamtlichen kommunalen Mandatsträge-439 
rinnen und Mandatsträger müssen verbessert werden, um zu verhindern, dass die Mitwir-440 
kungsmöglichkeit durch die eigene soziale Situation beschnitten wird. 441 

 Um allen Bürgerinnen und Bürgern eine Beteiligung zu ermöglichen, soll es freies W-Lan in 442 
der ganzen Stadt geben. Dieses soll durch die Stadt und Partner aus der lokalen Wirtschaft 443 
aufgebaut werden. Hier gibt es bereits viele kleine private Initiativen in Läden und Lokalen. 444 
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 Der Bürgerhaushalt soll verstetigt und ausgebaut werden. 445 

 Zu verschiedenen Themen in den einzelnen Stadtteilen soll es eine verstetigte Beteiligung 446 
durch Bürgerforen geben. Dazu stadtweite Foren zu Themen, die die ganze Stadtgesellschaft 447 
betreffen. 448 

 Eine Vereinfachung von Beteiligungsprozessen 449 

 Bürgerbegehren- und –entscheide sollen parallel zu anderen Wahlen stattfinden. Wir streben 450 
zu jeder Wahl an, die Bürgerinnen und Bürger über einen Punkt der Stadtentwicklung im ge-451 
samtstädtischen Interesse zu befragen. 452 

 Für Bürgerinitiativen, Vereine und sonstige von Entscheidungen der Stadt Betroffene, soll in 453 
der Hauptsatzung und der Geschäftsordnung des Stadtrates ein Anhörungsrecht in den 454 
Ausschusssitzungen verankert werden. 455 

 Teilhabegenossenschaften, die zum Beispiel Stadtteilgärten betreiben, werden von der Stadt 456 
unterstützt und gefördert. 457 

 Projekte wie Teilhabegenossenschaften, die sich zum Beispiel um brachliegende Flächen 458 
kümmern, werden von der Stadt aktiv gefördert  459 

  460 

 461 

Halle - gemeinsam gegen Rechts 462 

 463 

Die Einstellung, die man gemeinhin als gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit bezeichnet, zieht 464 
sich durch alle gesellschaftlichen Schichten. Sie ist ebenso wie rassistische Handlungen und Straf-465 
taten eine Bedrohung für die Demokratie. 466 

Wir alle müssen ihr gemeinsam auf allen politischen Ebenen - parlamentarisch wie außerparlamen-467 
tarisch - begegnen. DIE LINKE setzt sich deshalb für das konstruktive Zusammenwirken aller De-468 
mokraten ein. Dazu gehört es auch, eine ungeschönte Wahrnehmung neonazistischer Aktivitäten in 469 
Halle zu haben, die nicht aus Angst vor möglichen Imageschäden die Augen vor tatsächlich beste-470 
henden Problemen verschließt. Nur dann kann gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit wirkungs-471 

voll bekämpft werden, nur dann können Opfer von rechter Gewalt, Diskriminierung und Ausgren-472 
zung Solidarität erfahren. 473 

DIE LINKE will ein gesellschaftliches Klima schaffen, welches nicht zu lässt, dass Menschen wegen 474 
ihrer Hautfarbe, ihres Glaubens, ihrer Sexualität oder ihrer politischen Orientierung diskriminiert 475 
oder gar angegriffen werden. 476 

Dazu bedarf es der gemeinsamen Anstrengungen aller politischen Akteure in der Stadt und vor al-477 
lem des Engagements der Bürgerinnen und Bürger. 478 

Das heißt für DIE LINKE: 479 

 die kontinuierliche Förderung von Projekten, die der Interessenvertretung vor allem von 480 
MigrantInnen, Menschen mit Behinderungen oder Menschen in alternativen Lebensformen 481 
dienen 482 

 die Unterstützung der Initiativen und Netzwerke gegen Rechtsextremismus in der Stadt, wie 483 
das „Halle gegen Rechts – Bündnis für Zivilcourage“ 484 

 Sensibilisierung und interkulturelles Training für Mitarbeiter der städtischen Verwaltungsein-485 

richtungen  486 

 die stetige Arbeit an Konzepten gegen Gewalt und Ausgrenzung an Schulen und Vernetzung 487 

 einzelner Projekte mit Unterstützung der Stadtverwaltung 488 

 antirassistische Standards im Sport, insbesondere im Kinder- und Jugendsport und im Be-489 
reich der Fankultur 490 

 die Förderung und Qualifizierung von Projekten zur historischen und politischen Bildung 491 

 Förderung der Vereine und Verbände, die in der Beratung und Betreuung von MigrantInnen 492 
tätig sind 493 
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 Unterstützung der Arbeit des Ausländerbeirates und der Beauftragten für Migration 494 

 Erhaltung und Pflege aller antifaschistischen Gedenkstätten in Halle und offensive Ausei-495 
nandersetzung mit neofaschistischem Gedankengut und Geschichtsfälschungen 496 

 Ablehnung der Gleichsetzung der Verbrechen des Faschismus mit Unrecht und Menschen-497 
rechtsverletzungen nach 1945 498 

 499 

Halle - Wirtschaftspolitik 500 

 501 

Das Thema Wirtschaft befindet sich derzeit noch in Erarbeitung, der wirtschaftspolitische Teil, (ohne 502 
kommunale Beteiligungen) soll neben den Anregungen der AG Wirtschaft, Umwelt und Verkehr fol-503 
gende Forderungen enthalten: 504 

 Leitbild 2025 505 

 Eine Entwicklungsgesellschaft für alle Gewerbegebiete der gesamten Stadt gründen 506 

 Überwindung der Parallelstrukturen von Wirtschaftsförderung und Entwicklungsgesellschaf-507 
ten 508 

 Gute Arbeit für gutes Leben 509 

 kommunale Vergaben 510 

 Frauenförderung 511 

 kommunale Beschäftigungsprogramme, EfA 512 

 Entwicklung von Projekten gegen Jugendarbeitslosigkeit – Halle 500 513 

 Kreativwirtschaft fördern 514 

 ehem. Schlachthof - Genossenschaft gründen 515 

 Preisstopp bei Gewerberaummieten, z.B. obere Leipziger Straße 516 

 Solargenossenschaft für Scheibe C, s. auf Rügen 517 

 518 

Halle – Stadt mit starken kommunalen Unternehmen 519 

 520 

Die kommunalen Wirtschaftsunternehmen sind für Halle ein wichtiges Standbein zur Sicherung der 521 

Daseinsvorsorge und zum Erhalt von Arbeitsplätzen in der Stadt. Unser Engagement richtet sich auf 522 
den Erhalt und die Sicherung der Wettbewerbs- und Zukunftsfähigkeit der städtischen Unterneh-523 
men, besonders der Stadtwerke, damit diese ihrer sozialen Verantwortung nachkommen können. 524 

Öffentliche Dienstleistungen und Güter sollen für alle Bürgerinnen und Bürger unabhängig von ih-525 
rem Einkommen oder ihrer gesellschaftlichen Stellung zugänglich sein. Das erreichen wir, in dem 526 
kommunale Unternehmen der Daseinsvorsorge erhalten, gestärkt oder wieder geschaffen werden. 527 
Wir definieren Daseinsvorsorge als Grundversorgung mit öffentlichen Aufgaben, bei denen ein öf-528 
fentliches Interesse besteht. Dazu gehören Energie- und Wasserversorgung, Abfall- und Abwasser-529 
entsorgung, Wohnungswirtschaft und öffentlicher Verkehr, Erziehung, Bildung und Kultur, Sport und 530 
Erholung, Gesundheits-, Kranken und Wohlfahrtspflege sowie Telekommunikation. In diesen Berei-531 
chen sollen Kommunen sich wirtschaftlich betätigen können. Hier hat für uns Versorgungssicher-532 
heit Vorrang vor Wettbewerbs- oder Gewinnüberlegungen. 533 

Allen entgegenlautenden Behauptungen zum Trotz: unsere kommunalen Unternehmen hindern 534 
nicht wirtschaftliche Entwicklung, sondern sind auch für die ortsansässigen Wirtschaftsunterneh-535 
men wichtige Auftraggeber und Partner.  536 

Doch nicht das formale Eigentum an kommunalen Unternehmen steht für DIE LINKE im Mittelpunkt 537 
ihrer Kommunalpolitik, sondern der Nutzen für die Bürgerinnen und Bürger. Kommunale Unterneh-538 
men müssen ihre Leistungen an den Bürgerinnen und Bürgern ausrichten, wirtschaftlich und trans-539 
parent arbeiten und ihrer sozialen Verantwortung gerecht werden. Sie sind für uns weder Konsoli-540 
dierungsmasse noch Geldbeschaffungsmittel für den Haushalt. 541 
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DIE LINKE lehnt den Verkauf oder anderweitige Privatisierung kommunaler Unternehmen ab, sie 542 
wird überall Bürgerentscheide initiieren, wo dies versucht wird. 543 

Unabhängig von der Unternehmensgröße, setzt sich DIE LINKE für eine angemessene Vertretung 544 
der Beschäftigten in den Aufsichtsgremien kommunaler Unternehmen ein. 545 

In den Eigenbetriebsausschüssen, Verwaltungs- und Aufsichtsräten kommunaler Unternehmen wir-546 

ken die Mandatsträger der LINKEN darauf hin: 547 

 dass Aufträge vor allem in die Region vergeben werden um die ortsansässigen Unternehmen 548 
zu stärken, 549 

 dass Ausschreibungen großer Aufträge so gestaltet werden, dass regionale Unternehmen 550 
zum Zuge kommen, 551 

 dass das Unternehmen bei seiner Preisgestaltung seiner sozialen Verantwortung gerecht 552 
wird, das schließt Sozialtarife ein, 553 

 dass auf Geheimhaltung von Unternehmensangelegenheiten dort verzichtet wird, wo Belan-554 
ge der Bürgerinnen und Bürger betroffen sind, 555 

 dass die Gewinne der Unternehmen für die Reinvestition in öffentliche Zwecke verwendet 556 
werden und 557 

 dass die Vergabe von Spenden und Sponsoring öffentlich und durch von der Kommune legi-558 
timierte Gremien erfolgen. 559 

Wir sprechen uns für eine Kooperation von kommunalen Unternehmen über Halles Stadtgrenzen 560 
hinaus aus. Bedingung hierfür ist, dass der Einfluss der demokratisch gewählten Vertreterinnen und 561 
Vertreter aller beteiligten Kommunen gewahrt bleibt. 562 

Zur Daseinsvorsorge zählen für DIE LINKE auch starke Sparkassen in den Regionen. Sie stellen die 563 
Grundversorgung mit Bankdienstleistungen sicher. Die Vergabe von Krediten an Klein- und Mittel-564 
unternehmen ist zudem ein festes Standbein der Regionalwirtschaft. Im Verwaltungsrat der Saa-565 
lesparkasse setzen sich unsere Stadträte für bezahlbare Kontoführungsgebühren, maßvolle Disposi-566 
tionskreditzinsen und die Bereitstellung von Guthabenkonten für alle Bürgerinnen und Bürger ein. 567 
Wenn die Sparkassen Aufgaben überregional ausgliedert (Datenverarbeitung, Callcenter) werden 568 
wir strikt darauf achten, dass für die dort Beschäftigten, die Arbeits- und Tarifbedingungen der 569 
Sparkassen gelten. 570 

 571 

Stadtentwicklung - Stadt - Umlandbeziehung 572 

 573 

Das Thema Wirtschaft befindet sich derzeit noch in Erarbeitung, der wirtschaftspolitische Teil, (ohne 574 
kommunale Beteiligungen) soll neben den Anregungen der AG Wirtschaft, Umwelt und Verkehr fol-575 
gende Forderungen enthalten: 576 

• gepflegte Wohnumfeldgestaltung 577 
• Moderne Straßenbeleuchtung, s. Leipzig 578 
• Mischwohnungsbau (Münchner Mischung) 579 
• Unterstützung Initiative „Wächterhaus“ 580 
• Brachflächenkataster 581 
 582 

 Perspektivisch müssen wir uns mit der Situation von Halle und dem Saalekreis auseinander-583 
setzen. Viele Gewerbebetriebe liegen außerhalb der Stadtgrenzen, während die Arbei-584 
ter_innen in Halle wohnen, finanziell kann die Stadt davon nicht profitieren. Eingemeindun-585 
gen wie sie noch vor einigen Jahren angestrebt wurden sind aber nicht realisitisch, so dass 586 
man neue Wege bei der Stadt-Umlandbeziehung gehen muss. Dabei kann man sich an 587 
schon bestehenden Projekten orientieren und zum Beispiel an Organisationsformen wie der 588 
Region Hannover anknüpfen. Ein Regionalkreis mit einer kreisfreien Stadt Halle könnte das 589 
Ziel sein. 590 
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 Auch der Blick nach Leipzig wird in Zukunft noch wichtiger werden, eine Zusammenarbeit in 591 
einer neugeordneten Metropolregion in Zusammenarbeit mit Saalekreis, Nordsachen und 592 
Leipziger Band, die Synergien herstellt, streben wir an. 593 

 Für die Friedhöfe in unserer Stadt soll ein Gesamtkonzept erarbeitet und beschlossen wer-594 
den, das die bestehenden Standorte erhält und den Veränderungen der Bestattungskultur 595 
sowie den zurückgehenden Bestattungszahlen Rechnung trägt. Innerhalb der einzelnen 596 
Friedhöfe können zum Beispiel Bestattungsflächen reduziert und solange sie nicht wieder 597 
benötigt werden, zu Grünanlagen innerhalb des Friedhofes umgestaltet werden.  598 

 599 

Halle – Stadt mit einer neuen Kultur der Mobilität 600 

 601 

Leben heißt Bewegung – zu Fuß, mit dem Fahrrad und/ oder öffentlichen Verkehrsmitteln Die Nut-602 
zung vom Auto kann nur reduziert werden, wenn die Attraktivität des angebotenen Netzes aus 603 
Straßenbahn-, Bus- und S-Bahnlinien steigt. Die Erreichbarkeit von . Kindereinrichtungen, Schulen, 604 

Arbeitsplätzen und öffentlichen Einrichtungen zu Fuß, mit dem Fahrrad und mit dem ÖPNV muss 605 
aktiv gefördert werden.  606 

Zur Verkehrsinfrastruktur einer Stadt gehören für uns auch Gestaltungsaspekte des Verkehrsrau-607 
mes, Umweltverträglichkeit und Fragen der Sicherheit. Wir wollen sichere Schulwege, sichere Fahr-608 
radwege und eine autoarme Innenstadt. 609 

Entsprechend ausgestattete Wegenetze (des ÖPNV sowie von Rad-und Fusswegen) verringern die 610 
Beweggründe zur Autobenutzung und sollen sich als Alternative zum Individualverkehr entwickeln 611 
und eine vom Auto unabhängige Mobilität in der Stadt fördern. 612 

 613 

Das heißt für DIE LINKE 614 

 Sicherung eines leistungsfähigen Verkehrsunternehmens in kommunaler Hand unter Be-615 
rücksichtigung der Menschen und Beachtung europäischer Rahmenbedingungen 616 

 eine Einführung des Sozialtickets  617 

 (langfristig sozialverträgliche Tarife) 618 

 eine bessere Anbindung abgelegener Ortsteile an Bus und Bahn 619 

 ein gut vertaktetes und vor allem barrierefreies Angebot des ÖPNV 620 

 den Ausbau des Radwegenetzes ( Radwegesanierungsprogramm) 621 

 Errichtung eines Fahrradparkhauses am Hauptbahnhof 622 

 die Entschärfung von Unfallschwerpunkten 623 

 Veränderungen im Bereich der Hochstraße bedürfen einer grundsätzlichen breiten Diskussi-624 
on in der halleschen Bevölkerung und sind untrennbar mit einer städtebaulichen und ver-625 
kehrsorganisatorisch verträglich Lösung verbunden 626 

 627 

Mittelfristig strebt DIE LINKE die Einführung eines fahrscheinlosen Nahverkehrs an, welcher Umla-628 
gefinanziert wird. Das heißt, alle Hallenserinnen und Hallenser, aber auch Unternehmen und Hotels 629 
beteiligen sich an den Kosten des öffentlichen Nahverkehrs, wobei eine soziale Stafflung der Umla-630 
ge erfolgen soll. Über die Einführung des fahrscheinlosen Nahverkehrs soll in einem Bürgerent-631 
scheid befunden werden, den wir für 2019 anstreben. 632 

 633 

Umwelt 634 

 635 

Unsere grüne Stadt ist lebenswert. Halle (Saale) ist Deutschlands Großstadt mit den höchsten An-636 
teilen an Grünanlagen und Erholungsflächen. Es ist ein Zeichen von Lebensqualität für die Stadt und 637 
ihr Umland.  638 
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Diese natürlichen Lebensgrundlagen zu erhalten, Naturräume zu schützen und zu erweitern sowie 639 
eine nachhaltige Lebens- und Wirtschaftsweise zu fördern, sollte für eine weitere Stadtentwicklung 640 
die Grundlage sein. Ein ökologischer Umgang mit der nicht mehr vermehrbaren Ressource Stadtflä-641 
che ist notwendig. 642 

Die Umweltbedingungen haben sich in Halle kontinuierlich verbessert. Der Kampf gegen Lärm und 643 

Feinstaub hat in den letzten Jahren einen höheren Stellenwert eingenommen und wird mit mehr 644 
Konsequenz durchgeführt, um Gesundheit und Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger dauer-645 
haft zu sichern bzw. zu verbessern.  646 

Das heißt für DIE LINKE: 647 

 Erhalt der Grünanlagen, sowie Ergänzung des Systems innerstädtischer Grünflächen durch 648 
Stadtumbauflächen 649 

 eine Verbesserung der Lebensqualität durch schrittweise Erweiterung der Tempo-30-Zonen 650 
in Wohngebieten 651 

 die Erarbeitung eines  Spielplatzinvestitionskonzeptes 652 

 die Unterstützung der Bürger, der Bürgerinitiativen und Interessengemeinschaften zur Be-653 
grenzung der Belastungen aus Boden- und Fluglärm 654 

 Verbesserung des Hochwasserschutzes 655 

 die Fortschreibung und Umsetzung des Klimaschutzprogramms 656 

 eine Umwelt schonendere Abfallwirtschaft in kommunaler Hand mit Augenmerk auf eine op-657 
timierten stofflichen Verwertung des Mülls aus Privathaushalten 658 

 Kleingärten haben für ihre Nutzer einen hohen Erholungswert und sind ein bedeutender Teil 659 
der städtischen Grünflächen. Das 2013 beschlossene Kleingartenkonzept soll gemeinsam 660 
mit dem Stadtverband der Kleingartenfreunde umgesetzt und weiterentwickelt werden. Die 661 
zur Umsetzung des Konzeptes vorgesehenen Mittel sollen ab 2015 in den Haushalt einge-662 
stellt werden. 663 

 Bessere finanzielle Ausgestaltung der Tierheime. 664 

 Beendigung, der Zurschaustellung von Wildtieren in Zirkussen in Halle (Saale) 665 

 Aufstellung von Hundetoiletten oder zumindest ausreichend Abfallbehältern 666 

 667 

Halle –eine sichere Stadt 668 

 669 

Zur freien und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft gehört das Empfinden, sich in Si-670 
cherheit zu bewegen. Das subjektive Sicherheitsbedürfnis der Bürgerinnen und Bürger nehmen wir 671 
deshalb sehr ernst. Effektive Sicherheitspolitik muss zuerst den Bereich der Prävention in den Blick 672 
nehmen und die Ursachen und Bedingungen von Kriminalität bekämpfen. 673 

Das heißt für DIE LINKE: 674 

 Entwicklung stadtteilbezogener Sicherheitskonzepte 675 

 Erhalt und Unterstützung aller Freiwilligen Feuerwehren und der Wasserrettungsdienste 676 

 Beibehaltung des „Präventionsrates gegen Rassismus, Gewalt und Kriminalität - für Toleranz 677 
und Integration“ 678 

 Wiedereinführung des Polizeibeirates 679 

 Unterstützung der Kontaktbereichsbeamten in ihrer bürgernahen Tätigkeit 680 

 Unterstützung von Projekten zur Bekämpfung häuslicher Gewalt gegen Frauen und Kinder 681 

 Konfliktmanagement statt Bürgerwehren 682 

 683 

  684 
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Für eine finanziell gesunde Stadt 685 

 686 

DIE LINKE steht für eine Haushaltspolitik, die für die Leistungen der Daseinsvorsorge die Mittel und 687 
das notwendige Personal bereitstellt. Wirtschaftlichkeit messen wir zuallererst an der Aufgabener-688 
füllung gegenüber den Einwohnerinnen und Einwohnern. Wir verschließen uns nicht notwendigen 689 

Anpassungen und Einsparungen, die wir unter dem Gesichtspunkt des Sozialen prüfen und bewer-690 
ten. 691 

Dort, wo Einwohnerinnen und Einwohner mit Gebühren und Beiträgen kommunale Aufgaben mitfi-692 
nanzieren, wird sich DIE LINKE für eine Offenlegung und vollständige Transparenz der Kalkulations-693 
grundlagen einsetzen. Wir streben dort, wo es möglich ist, eine Gebühren- und Beitragsstaffelung 694 
nach sozialen Aspekten an. Den Verkauf von kommunalem Eigentum zur Haushaltskonsolidierung 695 
lehnen wir strikt ab. 696 

Wir werden bei der Bemessung von Abschreibungen und der Bildung von Rückstellungen darauf 697 
achten, dass nicht zu Lasten der Handlungsfähigkeit der Kommune Bewertungsspielräume falsch 698 
genutzt werden. 699 

Halle wird derzeit mit Problemen allein gelassen, deren Verursacher die Stadt selbst nicht ist. Unter 700 
dem Stichwort „Haushaltskonsolidierung“ werden allerorts die Dinge weggekürzt, die eine Kommu-701 
ne lebenswert machen. Die Lösung der kommunalen Haushaltsprobleme muss auf Bundes- und 702 
Landesebene erfolgen! 703 

DIE LINKE hat hierzu Vorschläge unterbreitet: 704 

 Wir stehen für die Einführung einer Gemeindewirtschaftssteuer, die die bisherige Gewerbe-705 
steuer ablösen soll. Mit ihr wollen wir alle selbstständigen, mit Gewinnabsicht ausgeübten 706 
Tätigkeiten besteuern. 707 

 Für den kommunalen Finanzausgleich in Sachsen-Anhalt haben wir einen Vorschlag unter-708 

breitet, der die Kommunen nicht von der allgemeinen Steuerentwicklung abkoppelt, den 709 
Mindestbedarf sichert und innerhalb der kommunalen Familie einen angemessenen Aus-710 
gleich schafft. 711 

 Wir fordern auch für die vor der Föderalismusreform II den Kommunen vom Bund übertra-712 

genen Aufgaben die Anwendung des Konnexitätsprinzips – es muss gelten: Wer bestellt, der 713 
bezahlt auch. 714 

 715 

Personal 716 

 717 

Das Thema Personal befindet sich derzeit noch in Erarbeitung, bis jetzt sind folgende Forderungen 718 
für das Programm vorgesehen. 719 

 720 

 Wollen wir eine Verstetigung des Personalausschusses, als ständige Begleitung der Auf-721 

gabenkritik in der Stadtverwaltung unter angemessener Einbeziehung des Personalrates 722 

 Voranstellen sollten wir, dass die Stadt das Personal vorhalten muss, welches für die 723 
Aufgabenerfüllung notwendig ist 724 

 Stadt als Anbieter von Ausbildungsplätzen 725 

 Keine Aufgabenauslagerung um Personalkosten einzusparen, strikte Tarifanbindung 726 
wenn Dritter Aufgaben erfüllt 727 

 Bei Einstellung Migranten berücksichtigen 728 

  729 
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Hinweise für die Listenaufstellung zur Mitgliederversammlung am 

01. März 2013 

Der Stadtvorstand hat in seiner Sitzung am 08. Januar die Einberufung der Gesamtmitgliederver-

sammlung zur Aufstellung der Kandidatinnen und Kandidaten zur Kommunalwahl am 25, Mai 2014 

beschlossen. 

Für die Einreichung der Wahlvorschläge und das Wahlverfahren gilt folgendes: 

 Jedes Parteimitglied kann Wahlvorschläge unterbreiten oder sich selbst bewerben. Die Mit-

gliederversammlung vom 01.12.2012 hat zudem beschlossen, dass sich auch parteilose 

Hallenserinnen und Hallenser bewerben können, die unsere Ziele teilen. 

 Wahlvorschläge müssen schriftlich eingereicht werden. Das schriftliche Einverständnis der 

Vorgeschlagenen muss vorliegen. (elektronische Übermittlung ist ausreichend). Wenn eine 

vorgeschlagene Person in der Wahlversammlung selbst anwesend ist, kann sowohl der 

Wahlvorschlag als auch die Zustimmung der Bewerberin bzw. des Bewerbers durch Zuruf er-

folgen. Auf Zuruf können jedoch nur wahlberechtigte Versammlungsteilnehmerinnen und -

teilnehmer Wahlvorschläge unterbreiten. Wahlvorschläge sind bis zum Abschluss der Be-

werberinnen- und Bewerberliste für den entsprechenden Wahlgang zulässig. 

 Alle vorgeschlagenen Bewerberinnen und Bewerber erhalten eine Redezeit von 7 Minuten zu 

ihrer Vorstellung.  

 Schriftliche Bewerbungen, die bis zum 10.02.2014 im Stadtvorstand vorliegen, werden mit 

der Einladung zur Mitgliederversammlung versendet. Der Vorstellungsbogen ist im Stadtvor-

stand erhältlich, bzw. kann per E-Mail abgefordert werden. 

 


